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Die Freiheit der Religion und der Kirche.
(Artikel 12 und 15 der Verfassung.)

Wenn so enannte konservativeLeute behaupten, daß
erade die eifrigsten Vertheidiger unserer»beschworenen

Herfasxiiingden preußischenStaat zu einem Staate
ohne eligion machen wollen, so sündigensie trotz ihrer
angeblichenFrömmigkeitglradeu ge en das achteGebot,
das da lautet: »Du so st ein FalschZeugnißreden

wider deinen Nächsten«Wir haben unter uns, Gott

sei es gedankt,nochMänner genug, die durchdieThat
beweisen daßsie das Gebot: »Du sollstdeinen Nächsten
lieben ais fett-ist«-wikrlich gesogen-W

»Er steht
dies Gebot verzeichnetim dritten »

V. 18) und in den Evangelien des Matthaus (C. 22,
V. 39), des Marcus (C. 12, V. 31) und des Lukas
(C. 10, V. 27). Zu solchenMännern gehörenauchdie,

welchealle ihre Kraft eitgetzem
um zu geberZeit trotz

aller Bedrohungen und efahren doch ie Rechte und

die Freiheiten des Landes zu wahren«undin Jedermann
zu dringen, daß er treu und gewissenhaftalle seine

Pflichten egen seinen Nächstenund gegen das Vater-
land erfülleGerade sie wissen es am besten,daßdie

Achtung vor dem Rechte Anderer und die Erfullung
der eigenen Pflichten nun und nimmer möglichist,
wenn nicht die wahrhaftigeReli ion unsere Herzen ek-

füllt und unsere Seelen durchdringt Doch sie wissen
auch, daß man keine größereSünde ge en seine »Mit-
menschenbegehenkann, als wenn man ie zu wingen
oder zu verführensucht, daß sie mit ihren»ippen

zu einem Glauben sich bekennen, von deinihr Herz
nichts weiß, und den ihre Vernunft und ihr Gewissen
verwirft. Gerade diejenigen,welcheunter dem Anschein
der Religivsitätdazu beitragen, daß die Gräuel des

Lippendienstesund der Scheinheiligkeitimmer mehrüber-
hand nehmen, gerade die bewirken, daß der Staat

wirklich in Gefahr geräth,ein Staat ohne Religion
zU »werden.Denn Inmitten solcher Verwirrung der

Geister und Gewissenmuß man wohl ein muthiges
Heköhaben,-umder VersuchungNichtdochhie und.da,
oder Dshc ganz und gar zu unterliegen, Ja, es gehört
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auch dann ein sehr klarer und festerVerstand dazu, um

unser allerhöchstesGut, um die Religion selbst, nicht
verantwortich zu machenfür die Art und Weise, wie
ihr Wesen oft genug argestellt wird.

UnsereVerfassunghat sichdaher ein hohesVerdienst
erworben,daß sie solchenMißbrauchin er Wurzel ab-
zuschneidenversucht hat. Sie hat das - ri e dazu bei-
tragen wolleii,daßauch die schwächerenerster und die
nochfunmundigennichtbetrogenwerden um die Freudig-
keit ihres Glaubens und ihrer Ueberzeugung,nicht be-

trogen um die Ehrerbietungvor der Religion, die jedes
Volk in seinemHerzen trägt. Sie hat ewollt, daß
die·Religionnicht gemi brau t werde ur Heelung der
Geister und zur Knech ng er Gewikseitzondern si
sollte uns Allen und insbesondereschon er heranwachsen-
den Jugend erscheinenkönnen als das, was sie nach dein
Ausspruchesdes Evangeliums Johannis (C. 8, V. 32)
wirklichfundwahrhaftigist, nämlichals die die Wahr-
heit, die uns frei macht«,und nicht zu Knechtender
Menschenund auch nicht zu Knechten der eigenen
sündigenBegierden. Darum hat die Verfassungan-

eordnet, daßdie Beamten und die Gesetzedes Staates
in unserereligiösenAngelegenheitennichteinmischen

en. Artikel 12 und 15 stellen ausdrückli fest:
1) Jedermann»soll seinen religiösenG auben frei

bekennen durfenz
"

2) Jedermann darfmitAnderen sichzu einer Religions-
gefellschaftund zu gemeinsameröffentlicherReli-

gionsubungseinerUeberzeugunggemäßVeteinigeni
B) Viemandemdarf um seines religiösenBekennt-

nisseswillen ein bürgerlichesoder staatsbürgerliches
Recht entzogenwerden;

» »

4) Niemand darf um seinesreligiosenBekenntnisses
von einer bürgerlichenund staatsbürgerlichen
Pflicht befreit werden; -

5) Jede Religionsgesellschaftsoll ihre Angele en-

heiten selbbtstandig verwalten, dth ohne in-
mischungdes Staates und seiner eamten·«)

it) Die beiden Artikellauten vollständigund wörtlichwie folgt-
Art. 12. Die«Freiheitdes reli iosen Bekenntnisses,der-

Bereinigung zu Religionsgesellschaften rt. 21 und 32) und der

O



Alle dieseBestimmungen sind eiroffen worden, weil

die Urheber unserer Verfassung ich leiten ließenvon

einer richtigen Einsicht in das Wesen der Reli ion
und des Staates. Aber sie zeugen auch von einer

richtigen Einsicht in die besondereLageund die beson-
deren Bedürfnisse gerade des preußischen Staates

Italien, Spanien und Portugal, und ebenso Schweden
und Norwegen sind fast·mlr von Angehörigeneines
und desselbenBekenntnissesbewohnt Jn Preußen
dagegen ist die Einwohnerschaftzusammengesetztaus

Angehörigender allermannigfaltigstenkirchlichenBekennt-
nisse. Zu den Katboliken nnd zu den Protestanten
von der lutherischenoder reformirien oder unirten Kirche
kommen noch Altlutheraner, Mennoniten, Baptisten,
Mitglieder verschiedenartigerfreier Gemeinden und dazu
eine großeAnzahl von Juden. Alle diese haben sehr
verschiedeneVorstellungenvon dem Wesen Gottes und

von der Art und Weise, wie er sichden Menschen offen-
bart. Aber alle, insofern sie wirklich von religiöser
Gesinnung erfüllt sind, stimmen überein mit dem,
was Christus selbst als das »vornehmste und

größeste Gebot« für alle Menschen und als ein
Gebot auch des alten Testamentes bezeichnet
hat. Wir alle kennen die Rede Jesu, wie sie in den
drei ersten Evangelien, am ausführlichstenaber im
Ev. Matthäi C. 22, V. 34—40 berichtet wird. Aber
es ist gut, wenn wir sie gerade bei dieser Gelegenheit
uns unmittelbar vor Au en stellen. Der Evangelist
erzählt: »da aber die P arisäer höreten»daß er den
Sadducäern das Maul gestopft hatte, versammeltensie
sich. Und Einer »unter ihnen, ein Schriftgelehrter,
versuchteihn und sprach:»Meister,welches ist das vor-

nehmsteGebot im Gesetz?«Jesus aber sprach zu ihm:
»Du sollstlieben Gott deinen Herrn, von ganzem Herzen,
von ganzer Seele und von ganzem Gemüthe Dies

ist das vornehmste und größeste Gebot, das

andere aber ist deni gleich: Du sollstdeinen Nächsten
lieben als dich selbst. In diesen zweienGeboten hanget
das ganze Gesetz und die Propheten« Als nun nach
dem Berichte des Lukas (C. 10, V. 29—3«7) der Schrift-
gelehrteihn weiter fragte: »Werist denn meinN ä chster?«
da antwortete ihm Jesus mit der Erzählungvon dem

barmherigen Samariter. Da der Schriftgelehrte aber

diesegehörthatte, so bekannte er, daß der Nächstedessen,
der unter die Mörder gefallen war, gerade der anders-

«läubige Samariter gewesen sei, »der die Barm-

herzigkeitan ihm that«, nicht aber einer seiner
Glaubensgenossen, weder der hartherzigeLevii, noch der

erbarmungslosePriester

gemeinsamenhäuslichen und öffentlichenReligionsübungwird ge-
währleistet Der Genuß der bürgerlichenund staatsbutgerlichen
Rechte ist Unabhängig von dein religiösen Bekenntnisse.Den

bürgerlichenund-staatsbürgerlichenPflichten darf durch die Aus-

übungl
der Reli· ionsfeelhei ·keinAbbruch geschehen.

«

rt. 15. ie evangelischeund die römischikatholischeKirche,
sowie jede andere Rellgjmxsgesellschafhordnet und verwaltet ihre
Angelegenheitenselbstständigund bleibt im Besitz und Genuß der

für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszweckebestimmten
Anstalten, Stiftungen und Fonds.

zWir Preußen also, die wir so verschiedenartigen
Glaubensbekenntnissen,Kirchen und ReligionsgesMschafE
ten angehören,haben noch ganz besondersUrsache, den
Anordnungenunserer Verfassunggemäßdarauf zu hal-
ten, daß unsere eigene und die religiöseFreiheit aller
Bürger unseres Staates mit alter Treue und Gewissen-
haftigkeit geachtet und geehrt werde. Wir ganz beson-
ders haben zu bedenken, daß Friede und Eintracht un--
ter den Bürgern dieses Staates nicht erhalten werden
kann, wenn wir wider die Lehren der Schrift Um des

religiösenBekenntnisseswillen den Einen weniger für
unseren Nächstenhalten, als den andern, und wenn wir,
die wir die Herzen und die Nieren nicht zu prüfenver-

mögen,uneingedenkdes Spruches »Richtetnicht, aus
daßIhr nicht gerichtetwerdet«,wenn wir unsere Werth-
schätzungund unsere Geringschätzungnach dem Maße
dessen vertheilen, was auch die Zunge des Heuchler-szu
plappern vermag, und was der redliche Mann am lieb-
sten in der Stille seines Kämmerleins vor den Augen
der Welt verbirgt· Wenn, so viel wir dazu beitragen
können,unser Staat und unser gesammtes Gemeinwesen
wirklichgedeihen,und wenn diesem Staate, so wie je-
dem von uns und Unseren Kindern die bestenSegnun-
gen der Religion gewahrt werden sollen, dann müssen
wir mit aller Kraft denen wehren, die dem Kaiser nicht
geben wollen, was des Kaisers, und Gott nicht geben
wollen, was Gottes ist. Das heißt, wir müssen es als

nicht heilsam erkennen, daßunssererVerfassung zuwider
irgend eine weltliche Obrigkeit ich in die Angelegenhei-
ten der Religion und irgend ein Diener der Kirchemit

Berufung auf sein kirchlichesAmt sich in die Anten-

genheiten des Staates einmische. Die weltlicheO rig-
teit ist eingesetzt, damit sie dem Staate, die Beamten
der Kirche sind berufen, damit sie der heiligen Sache
der Religion dienen sollen.

Freilich ist es eine sehr wesentlicheAufgabe des
Staates, daß er mit seinem Arme die Freiheit der Re-

ligion schütze;aber er schütztsie nicht, sondern er unter-

drückt sie, wenn er»Bestimmungentreffen will über re-

ligiöseLehre«undkirchlicheGebräucheund über die reli-

giösenund kirchlichenPflichten der Staatsbürger. F r-

ner ist es erade die sehr wesentlichsteAufgabe der ver-

schiedenen irchen und Religions-Gesellschaften,daß sie
ihre Mitglieder zu derjenigen sittlichen und religiösen
Gesinnung erziehen,ohne welche nimmer ein Staat ge-
deihen kann. Aber über die Anordnungen und dkeGe-

setze des Staates, über die Handlungender hochsten
Staatsgewalten, wie über die politischenHandlungen
des einzelnenStaatsbürgers,haben,dte Geistlichenals

solche,d. h. in ihrem Amte, »alsDiener der Kirche-
kein Urtheil abzugeben. Sie haben nur zu ermahnen,
und ermahnen müssen sie dazu mit allem Eifer lede
Obrigkeit und jeden Burgen ohne Ansehen des Ran-

ges und der Person, daß sie in allen öffentlichenAn-

gelegenheitenniemals trachten sollennackeigenerMacht
und eigener Ehre, sondern daß sie bei a en ihren Hand-

lungdeen,-gehorlsamder Verfassungund-denGesetzendes

Lan s, nach estemWissenund Gewissennur das Recht-



die Freiheit-»unddierhlsnhkt Alles im Altge haben
Aber die--Gesstkchensz«,verstoßenoffenbar·gegengöttliche
und menschriche dnung wenn sie, wiedie bekannten
59 Pjastoren,»mEkBerusungauf ihr geistliches Amt

sich »in die poli schenAngelegenheiteneinmischen und

gez-«zu Richtern und Anklagern in den Streitigkeiten
zwischenden oberstenGewalten im Staate sich aufwer-
-eu.,-wiewir dies in unserer vorigen Nummer unseren
esern mitgetheilthaben.

«

erade dieser neueste und in der Welt bisher uner-

hörteVorfall, daß eine kleine Schaar von Stadt- und

Landpfarrernes wagen darf, ohne Beruf und Auftrag,nur aus eigener persönlicher
Anmaßung sich gar as

»Botschaf·terans Christi tatt« dein Könige »unddem

ganzen Lande gegenüberzu geberden;geradedieserVor-

sall hat uns aii eine alte Versäumnißerinnern Wir

hättenschon früherdarauf hinweisen sollen, wie sehr es

zum Nachtheilfowohlssfürdie Religion,wie auch für das
bürgerlicheGemeinwesengereicht, daß die durchuusere
VerfassungsbeabsichtigteTrennun von Staat« und

Kirche noch immer nichtdurchgeführtist.

.
.

Politische Wochenfchmp .

,

Wiss-en. Die Gerüchte von Maßnahmen gegen

einzelne« sitt lieber des Abgeordnetenhauses
haben durclefvie iösen Korrespondenten wieder neue Nah-
rung erhalten; Dieselbenerklären,die Angelegenheitsei kei-

neswegs aufgegeben,sie sei nur noch nicht reif. Wir können

trotzdemunsere Ansicht,daßsolcheMaßregelnnicht erfolgen
werden, nicht ändern. Es wäre dies eine Beschränkungdes

den« annJ und wie etnichtdie- elnzi -en
«

welche so
denken, das beweist die Kreuzrzeitungselbtshwel e vor zwölf

Jahren über denselbenGegentand geschrieben,und damals

unserer Ansicht war. Damas schriebsie in ihrer Nummer
vom 6. März 1853 wörtlich:»Mit gerichtlicher Ver-

folgun eines ein igeu De utirten we en unziem-
iichek ortausdr cke schlö e man die ammern fak-
tisch zu.« — Heute allerdings ist das Blatt bekanntlich
anderer Ansicht. Solches Gebahren ist aber bei der Kreuz-
zeiiungnichts Neues. Zur Zeit als sie hin und wiederkon-
fiszirt wurde, lühte sie auch fürPreßfreiheit. Hossentlich
bege nen wir ihrnoch einmal in dieser holdenSchwärmerei.Bettes-f des Verhältnisseszu Oe terreich läßt sichin

diesem Augenblickeschweretwas sagen, da die Ministerkrisis
dort noch nicht ihr Ende erreichthat. Es steht jetzt nur so-
viel fest, daß die Spannung zwischenden beiden deutschen
Großmächten,statt sichzu vermindern, fortwährendim Wach-
sen begriffenist. » , »

, "WelkkeVorstellung sichgewisseLeute von der Heiligkeit
eines Ei es machen, das geht aus einem eingesandtenArtikel
der Kreuzzeitunghervor, der einen Vorschlagzu einem neuen

Wahlgeletzbringt Der EinsendekmachtsoEndeVorschläge:»·1)Bekechtxgtzum Wählen sind nur

Rentiers nnt einem

ålgewissen
Einkommen. — 2) Direkte

Wahlen. —- »3)Am ahltischebrauchen nur diejenigen zu
eIsscheinemdie dem von der Regierung vorgeschlagenenKan-
dwath ihre STIMMEnicht geben wollen, a von allen

Uebrigenmit Sicherheltanzunehmen,daß sie mit der Re-

HTEFUUS, etnverstandeni
— 4) jedem Kreise, groß oder

Inn-,Wltd ein Abgeordnetergewählt;in den größerenStäd-
ten im»Verhältnißder Einwohneligahlzu der durchschnitt-
licheneines Kreisen — ·5) Wah omniissak

-

ist imakee der

kossxikutigyelletrHEZFMQwie sie ..stäxk;exkasxlådgcdacht
Wer- «

rundbesitzerund —

Landrath, Wahlort die Kreisstadt. »——«ti) Der von der Re—

aierung aufzustellendeKandidat musz ein im Kreise angesesfener
Mann sein. —- 7) Beamte dürfen weder wählen, noch sind
sie wählbar.

— Prüfet Alles und das Bestebehaltet.« Ab-.

gesehendavon,—daßzur Einführung eIUes solchenWahlgefetzes
nicht mehr und nicht weniger als ein Verfassungs-
bruch nothwendig«ist,vergißtder Einsender auch, daß bei

einem liberalen Ministerium, dessenEinsetzung er doch wahr-
scheinlichnicht zu denUnmöglicheiteii rechnenwird, die Sache
sich zu UngunstenseinerPartei gestaltenwürde. Auch wir, das

gestehen wir offen, wnnlchen eine Abänderungdes Wahlgesetzes,
aber nur auf dein durchdie Verfassungselbstvorgeschriebenen
Wege, und zwar wünschenwir»eineAenderung,von welcherjede
Partei Vortheil hat, indem sie die Wahlen ganz unabhängig
macht von alleii Einflüssen, mögen dieselben nun, ivie ja so
vielfach behauptet wird, herrühren von dein Zwange der

öffentlichenMeinung, oder mögen sie ihren unwillkührlichen
Ursprung finden in der·Scheu voii An estellten, anders zu
stimmen, als ihre Vorgesetzten dieswüns en. Die Aenderung,
welche dies bewirken kann, ist die Einführung der ge-
heimen Abstimmung bei den Wahlen.

Vor einigenTagencgatdasKa min ergerichtzu Berlin eiiie
höchstwichtigeund hö st erfreulicheEntscheidungin der Klage-
Angelegenheitdes M agistrats zu Guinbinnen gegen den
Redakteur der NorddeutschenAllgemeinenZeitung,Herrn B r aß ;
getroffen.Der Magistrat von Gumbinnen hatte sichnämlichdurch
einen Artikel der »N. A. Z.« über den Brand des dortigen Re-
gierungs -’Gebäudesbeleidigt gefühlt und denunzirte deshalb

gegen
den Redakteur derselben, Herrn A. Braß, bei der

Berliner Staatsanivaltschaft. Diese fand sichzum Einschrei-«
ten nicht veranlaßt,so daß dein beleidigtenMagistrat nur die
Privat -Jnjurienklage (im Wege des Civilprozesses)übrig
blieb: Der Magistrat wurde indeß mit dieser Kla e vom

Berliner Stadtgericht abgewiesen, indem dasselbe sigchdes-

halb fur· inkoinpetent erklärte, weil die Gesetzgebung
keine Vorschriftenenthalte, wonach Jemand we en Ehrver-
letzungeiner juridischeii Person oder politischen örperschafty
im Civilwegebestraftwerden könne,da der§ 102 des Straf-
gesetzbuches,der eine solcheStrafe verfüge,nur auf staats -

anwaltschaftliche Einschreitung zur Anwendun
kommen konne. — Gegen das abweisende Erkenntniß
hatte der Magistrat von Gumbinnen appellirt, und das

"Kammergericht
erkannte nunmehr in dein estrigenTerinine

nachver ältnißmäßigkurzer Berathung, da die Sache in
die erste Instanz zurück-zuweisen sei. Aus dem Ur-
theile, dessen Grunde noch nicht bekannt sind, geht hervor,
daßdas Kaminergerichtdie Kompetenzdes Stadtgerichts in

dieserSache anerkannt hat. — Der Magistrat von Gam-
binen wird also endlichzu seinem Rechte gelangen, und die

RedaktionenderfeudalenBlätter werden bei dieser Gelegen-
heit hoffentlicheine recht nützlicheLehre erhalten. ·

SchleswigsHolstein. Man sagt dasz der Großherzog
von Oldenburg nun doch seinen früherausgegebenenPlan
ausführenwerde und nach Wien gehen Polle-Um dort seine
Kandidatur für deii Thron von SchlesWIS-HolsteillPersönlich
zu betreiben. Er glaubt, daß durch den dorti en Minister-
wechselseine Aussichten sich gebesserthaben— b et Erfolg
haben wird, muß die ZUkUUfXlehlsens

Oestekkkich.Wie es heißt, sollen die Aenderungender

Februar-Verfassung, »wel»chezur Erreichungder Versöhnung
mit Ungarn nothwendigsind, auf verfassunsmäßi em Wege,
durchBeschlußdes«Gesammt-Reichsraths,hergeigefürt werden.

Mal en. Die Unterhgndlungenzwischendem Königevon

Italien und dem Papste sind gescheitert.



Das Hauptresiiltat der tletztsenSession unseres Land-
llgc .

Als vor jetzt etwa sechs Monaten die preußischeVolks-
Vertretung zusammentrat, da hoffte man vielseiti , daß die

Session nicht geschlossenwerden würde, ohne da der Kon-

flikt, unter welchem unser Vaterland so schwerleidet, sein
Ende erreicht haben würde. Von der einen Seite erwartete

man, daß der Kampf in Schleswingolsteimwelcher den Lor-

beerkranz unserer Armee um«ein frischesBlatt vermehrt hatte,
die Gegner der Reorganisationbestimmenwürde, nicht wie-
der von Neuem auf die Auflösungvon Regimenterxizu drin-

gen, welche jene Schlachtenmitgeschlagen,und von der an-

dern Seite hoffte«man, daß die auf’s Neue gemachteErfah-
rung von der Kriegstüchtigkeitder Landwehrinännersowohl,
als auch der ein- und zweijährigenSoldaten, so wie der jun-

RnRekruten, die Anhängerder konsequent durchgeführten
eorganisation bestimmenwerde, nicht mehr so streng an der

Nothwendigkeitder dreijährigenDienstzeit festzuhalten, und

nicht mehr dahin zu streben, daß das Kriegsheer auch schon
ohne Zuziehun der Landivehr zur Führung eines großen
Krieges ausreichendsei.

Beide Hoffnungen haben getäuscht.Das Volk konnte
sich nicht durch die gewonnenen Schlachten überzeugen,daß
die Reor· anisation eine Nothwendigkeitund die Rettung des
Staates ciei,und von dem Willen des Volkes getragen, ver-

wars die Mehrheit des Abgeordnetenhauseswiederum die
Kosten der Reor aiiisation, deren Durchführungdie Regie-
rung in keinem unkte aufgeben wollte.

Da nun aber die Lösung der Militärfrageeine
der Grundbedingunen zur Lösung des schweren
inneren Konfliktes icft,und die Lösung dieses Kon-

fliktes doch in diesem Augenblicke die wesentlichste Auf-
gabe unserer Volksvertretung zu sein scheint,sokonnte
man trotz der vielen und sür das materielle Wohl unseres
Volkes so heilsamenGesetzeleichtzu der Annahme kommen,
daß die abgelaufene Session im Grunde genommen
als resultatlos zu bezeichnen sei. Dem ist jedoch
mich Unserer Ansicht nicht so, die Session hat, wie wir

lauben, ein sehr wichtiges Resultat geliefert, sie
hatnämlich bewiesen, daß wir, trotz der scheinbar
größer gewordenen Spannung zwischen derRegie-
rung und der Mehrheit des Abgeordnetefnhauses,
dennoch in dem Laufe der Session der Lesung des

Konfliktes ganszedeutendnäher gekommensind, und

zwar in einer eise näher gekommen, welche die liberale

Partei nur mit un etheilter Freude be rüßen kann.
Wo aber, so )ören wir fragen, findensichdie Spuren

dieses Resultates, da in der.Rede, mit welcherHerr v. Bis-
marck den Landtag geschlossen,sich doch keine Spur ivon

einem solchenResultate erkennen läßt?
Der Beweis, daß die Session ein solches Resultat

«ehabthat, findet sich»,nach unsererAnsicht, in den Ver-

handlungenüber die Anleihe zum Zweck der Er-
weiterun unserer Marine und»zurAnlage eines

KriegshakfensbeiKiel, so wie beiden Verhandlun-
gen über die Vorlage, welche die Regierun«wegen
Deckung derKriegskosten gemachthatte. Fes altendan

dem Prinzip- daß man der Regierung in keiner»Weiseirgend
welche außergewöhnlichenGeldmittel zur VerfFigiinTstellen
dürfe, ehe Nicht durch. das Zu tandekommen eines s

udgets
der Landesvertretung die Kontro e über die Verwendun der
Gelder möglichgemachtvadem hat das Abgeordnetenhaus
sowohl die geforderteAnleihe, wie auch die Vorlage wegen

Deckung der Kriegskostenverworfen. Ein solchesRe ultat
hat, davonsind wir überzeut, die Regierung voraus cis-hat,
und wenn siedennochdie beiden Vorla en in dem bgeords
netenhauseeingebrachthat, so Batsie dies einerseits nur ge-
than, weil sie es für ihre Pfli t gehalten at, der Volksver-
tretun Vgrlagenüber Vorschläe und läne zu machen,
deren usfuhrung sie als heilsamür das Land betrachtet,und
andererseits hat sie bei diesen Vorlagen noch den Zweck
verfolgt, bei dieser Gelegenheit in irgend einer Form
von dem Abgeordnetenhause eine «Zustimmungs-
Erklärun zu der in der schleswigsholsteiuscheu
Frage befgolten Politik zu erhalten.

DiesesBesirebentritt deutlichund unbestreitbar hervor
in dem Vorschlagebei der Berathung der Anleihe, man möge
dieselbe nur eventuell bewilligen, man möge sagen: Kein
Kiel, kein Geld! und bei der Berathung der Kriegskostens
vorlage in der Erklärung, daß die Regierungmit der An-
nahme der Twesten’schenResolution gewissermaßenzufrieden-

göstelltseinwürde, obgleichdieseResolution die vorgeschlagene
eckung der verausgabten Gelder nicht bewilligen wollte·

Wir denken, eine Regierung, welchesich
bei den Forderun en

einer Anleihe mit einer eventuellen ewilligung der Anlåhe
bereit erklärt, bei wel er Bewilligung eine Anerkennungder

bisher befolgtenPoliti ausgegrochenseinwürde , und welche
bei einer zweiten sinanziellen orlage von großerWichtigkeit
gleichfallseinen Beschlußdes Hauses als genugendanerkennen
will, welcherzwar ihre Forderun en zurückweist,aber doch
eine theilweise Zustimmung zu iFreräußerenPolitik aus-

spricht, wir denken, eine solcheRegerungzeigt, daß ihr sehr
viel an einem solchensustimmendeneschlußdes Abgeordneten-
hauses gelegen zist· s Jann ihr aber nuretwasdaran ,.

elegen Ieitik-·»w,«enne erkannt hat, eine wie«i«vesejit-«PicheStntze ein sol es Votum der Volksvertretung
für ihr Auftreten nach Außen hin ist. Eine solcheEr-
kenntniß,so naturgemäßsie ei entlich in einem konstitutiv-
nellen Staate erscheinenmuß, ann man aber offenbar als
einen Fortschritt bei unserem Ministerium betrachten, welches
bis jetzt zwar oft»genugausgesprochenhat, daß es seht
wünsche,bei allen seinenHandlungensichin Uebereinstimmung
mit der Volksvertretungzu besinden, welchesjedochjetztzum
ersten Male durch die

That
den Beweis gelieferthat, daß

es wirklicheine solche Zu timmung als Stutze für sein Auf-
treten für nothwendig häxt ,

Wir müssendeshalb dieseErkenntniß,wie wünschenswerth
die Zustimmung der Volksvertretungin dieser einen Frage
für die Regierung ist, als einen

FortsBrittansehen, welcher
uns die Aussicht eröffnet,daß diese -rkenntnißauch bald

auf alle anderenZwei e der Verwaltun nicht mehr blos
von der Regierung i)ren Worten na »gesyünschtwird,
sondern, daß sie auch eben so deutlich wie hier durchi re

Haltun zeigt, daß sie dieselbefür absolut nothwendigchaltDieseussicht, deren Verwirklichungzu einer osung
des Konfliktes führenmuß, halten wirka das Hallptresultat
der diesmaligen Session des Abgeordnetenhauses,und wir

glauben Regt-zu haben, wenn Plt»da,llelbeals elU erfreuliches
und ein Ho ung erweckendes sur die liberale Partei bezeichnen

kiLefdkristerhssfnerrn . . in B. ei er mü en wir die Au

sgmeJhreHsunstiigxksandteuArtikels, trotzdemwir mit demJU alt
vollkommen einverstandensind, aus denselben Grundenver-

weigern,. aus denen dies, Jhrem Briefe nach- Uhervon

einem andern Blatte bei einem ähnlichenAussatzVon Ihnen
geschehenist-
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